
und Eingaben zu nutzen, um kriminell gefährdete 
Bürger sowie gefährdete Kinder und Jugendliche 
namentlich zu erfassen und den zuständigen staat­
lichen Organen bzw. den Leitungen der Betriebe 
entsprechende Informationen zukommen zu lassen;

— die erzieherischen Potenzen der Schiedskommissio­
nen zur wirksameren Bekämpfung von Arbeitsbum­
melei Schulpflichtverletzungen und Ordnungs­
widrigkeiten (insbesondere im Zusammenhang mit 
Alkoholmißbrauch) voll zu nutzen;

— das Zusammenwirken von gesellschaftlichen Kräf­
ten aus den Betrieben und Wohngebieten über das 
gerichtliche Verfahren hinaus zu organisieren.

In den meisten Bezirken wird zu Recht davon ausge­
gangen, daß' es gegenwärtig nicht vorrangig darauf 
ankommt, neue Leitungsdokumente zu schaffen. Viel­
mehr ist wichtig, die bestehenden Vorbeugungspro­
gramme örtlicher Staatsorgane und die Werkleiteran­
weisungen zur Gewährleistung von Sicherheit und Ord­
nung kontinuierlich durchzusetzen. Dabei wird zugleich 
geprüft, inwieweit sich aus dem Beschluß des Minister­
rats und aus den Erfahrungen der Praxis die Notwen­
digkeit ergibt, die vorhandenen Leitungsdökumente zu 
konkretisieren und zu spezifizieren. Das erfordert eine 
ständige Übersicht über die Kriminalität, insbesondere 

. die Eigentums- und Wirtschaftskriminalität, über ihre 
Ursachen und Bedingungen sowie über den Stand der 
Vorbeugungsarbeit. Ferner müssen in den Kreisen und 
Bezirken Informationsbeziehungen bestehen, die ein 
schnelles Reagieren auf Probleme ermöglichen, die sich 
bei der Durchsetzung der Kriminalitätsbekämpfungs­
programme ergeben.
Um einen umfassenden Überblick über den Stand der 
Vorbeugungsarbeit zu erhalten, hat der Rat des Be­
zirks Dresden durch Beschluß alle hauptamtlichen Rats­
mitglieder beauftragt, für ihren Verantwortungsbereich 
die Realisierung der Aufgaben aus dem Vorbeugungs­
programm einzuschätzen und daraus Schlußfolgerungen 
für die Verbesserung der staatlichen Leitungstätigkeit 
zu ziehen. Die Rechtspflegeorgane des Bezirks liefern 
dazu Analysen der Entwicklung der Kriminalität jun­
ger Menschen und unterbreiten Vorschläge für die 
Verbesserung des Zusammenwirkens mit den örtlichen 
Organen. Auf der Grundlage dieser Einschätzungen 
und Schlußfolgerungen wird ein komplexer Maßnahme­
plan für alle beteiligten Organe vorgelegt werden.
Im Bezirk Frankfurt (Oder) haben die Gerichte Einfluß 
auf die Erhöhung des Schutzes des sozialistischen 
Eigentums in den strukturbestimmenden Betrieben ge­
nommen. Die Richter haben auch gemeinsam mit Mit­
arbeitern der örtlichen Organe an Komplexeinsätzen 
teilgenommen, die darauf gerichtet waren, die Durch­
führung der Vorbeugungsprogramme in den Kreisen 
und Gemeinden an Ort und Stelle zu unterstützen. 
Damit die Erfahrungen der Gerichte noch kontinuier­
licher und sachbezogen in die Leitungstätigkeit der 
örtlichen Organe einfließen können, hat das Bezirks­
gericht Vorgaben für Analysen ausgearbeitet. Die ört­
lichen Organe werden in diesem Zusammenhang ihren 
Informationsbedarf gegenüber den Rechtspflegeorganen 
exakter bestimmen.

Zur Vorbereitung von Rechenschaftslegungen und 
Sicherheitskonferenzen
In zahlreichen Betrieben werden bei Berichterstattun­
gen in allen Leitungsebenen auch Fragen der Krimi­
nalitätsvorbeugung und -bekämpfung, der Betreuung 
straffällig gewordener oder kriminell gefährdeter Bür­
ger und sonstige Fragen der Sicherheit und Ordnung 
behandelt. Diese Themen, insbesondere die Realisie­
rung der Betreuungsvereinbarungen, sind ferner Be­
standteil der Rechenschaftslegungen der staatlichen

Leiter über die Erfüllung des Betriebskollektivver­
trags. Die übergeordneten Leitungen haben die Auf­
gabe, gute Erfahrungen eines Bereiches oder Betriebes, 
die in der Rechenschaftslegung zutage treten (z. B. Me­
thoden der Gewinnung und des Einsatzes von Betreu­
ern aus den Arbeitskollektiven), in ihrem Verantwor­
tungsbereich zu verallgemeinern.
Es ist richtig und notwendig, in den Rechenschafts­
berichten nicht nur auf die Ursachen und Bedingungen 
von Straftaten einzugehen, sondern auch von anderen 
Verstößen gegen gesetzliche Bestimmungen oder Wei­
sungen. So haben z. B. Handlungen, die die gesetz­
lichen Bestimmungen zur Durchsetzung von Ordnung 
und Disziplin bei Leistung zusätzlicher Arbeit in Be­
trieben, staatlichen Organen und Einrichtungen3 miß­
achten, häufig ökonomische Verluste und negative Aus­
wirkungen auf die Arbeitsmoral zur Folge.
Die umfassende Mitarbeit der Werktätigen ist eine 
wesentliche Voraussetzung für die Effektivität der 
Vorbeugungsmaßnahmen. Zur Mobilisierung dieser Mit­
arbeit und zum Erfahrungsaustausch haben sich die 
auf verschiedenen Ebenen durchgeführten Sicherheits­
konferenzen bewährt. Sie sind gleichzeitig, wie die 
Erkenntnisse aus der Zusammenarbeit des VEB Uhren­
kombinat Ruhla und des Gemeindeverbandes bestäti­
gen, ein geeignetes Mittel, um die Wechselbeziehungen 
zwischen den Organen der Staatsmacht und den Lei­
tungen der Betriebe und Kombinate zur Vorbeugung 
und Bekämpfung der Kriminalität und anderer Rechts­
verletzungen enger zu gestalten4.
Inhaltlich und organisatorisch sorgfältig vorbereitete 
Sicherheitskonferenzen tragen wesentlich dazu bei, die 
grundlegende Forderung im Staatsratsbeschluß „Zur 
Entwicklung sozialistischer Kommunalpolitik“ hinsicht­
lich der Aufgaben der örtlichen Volksvertretungen bei 
der Organisierung einer zielgerichteten Mitwirkung der 
Bürger an der Lösung der politischen, wirtschaftlichen 
und kulturellen Aufgaben mit den vielfältigen Initia­
tiven zur Vorbeugung und Bekämpfung von Rechtsver­
letzungen zu verbinden. Dadurch kann auch die Kon­
trolle der Durchführung der Gesetze, Erlasse, Verord­
nungen und Beschlüsse, einschließlich der Programme 
zur Vorbeugung und Bekämpfung der Kriminalität, 
verbessert werden.
Eine Analyse der betrieblichen Sicherheitskonferenzen 
im VEB Automobilwerk Eisenach vermittelt u. a. fol­
gende Erfahrungen:
— Die Thematik der Konferenz sollte nicht auf Pro­

bleme des Arbeits-, Gesundheits- und Brandschut­
zes beschränkt bleiben, sondern sich auch auf Fra­
gen des Schutzes des sozialistischen Eigentums sowie 
der Verantwortung der Leiter und Kollektive für 
die Erziehung straffällig gewordener und kriminell 
gefährdeter Bürger erstrecken.

— Die Vorbereitung der Konferenz sollte zweckmäßi­
gerweise einem zentralen Aktiv mit Arbeitsgruppen 
Überträgen werden, die nach einer Konzeption des 
Aktivs tätig werden.

— Die Konferenz sollte der größeren Anschaulichkeit 
wegen mit einer Ausstellung verbunden werden, Als 
Themen eignen sich: Ordnung und Sicherheit im 
Betrieb, Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutz, Er-

3 Vgl. Beschluß des Ministerrats zur Durchsetzung von Ord­
nung und Disziplin bei Leistung zusätzlicher Arbeit in Betrie­
ben, staatlichen Organen und Einrichtungen vom 4. Februar 
1970 (GBl. П S. 133) und Beschluß zur Ergänzung dieses Be­
schlusses vom 27. April 1970 (GBl. II S. 295); АО über die Ver­
gütung, Finanzierung und Kontrolle der freiwiUigen Tätig­
keit von Bürgern zur Erhaltung und Rekonstruktion von 
Wohn- und Gesellschaftsbauten sowie der dazugehörigen bau­
lichen Anlagen vom 17. Februar 1970 (GBl. II S. 124).
4 Wedler/Sinnreich/Axmann, „Die Gewährleistung von Sicher­
heit und Ordnung im VEB Uhrenkombinat Ruhla“, NJ 1969 
S. 661 fl.
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